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Längst bestimmt der Fachkräftemangel, 
den nie jemand wahrhaben wollte, unseren 
Alltag. Kaum eine Bäckerei, kaum ein Café 
oder Restaurant, das nicht Personal sucht. 
Kaum eine Kita oder Schule, die nicht wegen 
Personalmangel Unterrichtsausfall hat oder 
Betreuungszeiten nicht einhalten kann. Kaum 
ein Haushalt, der nicht auf Handwerker:innen 
warten muss. Ganz zu schweigen von Ausfäl-
len bei Bus und Bahn wegen Personalmangels. 
Und wenn innerhalb der nächsten 10 Jahre die 
geburtenstarken Jahrgänge nach und nach in 
Rente gehen, wird dieser Mangel an Arbeits-
kräften zu einer regelrechten Lähmung der 
gesellschaftlichen Entwicklung führen, wenn 
nicht endlich Strategien zur Fachkräftesiche-
rung umgesetzt werden.

Die Ampelregierung ist als Reformbündnis 
mit dem Vorhaben angetreten, im Rahmen ei-
ner Fortschrittserzählung die Modernisierung 
unseres Landes voranzubringen. 1 Hierzu ge-
hört das Vorhaben der Koalition einer längst 
überfälligen Öffnung für Einwanderung, zu-
mindest zur Sicherung des Fachkräftebedarfs.

Nun ist es soweit: Die Ampel hat ein ganzes 
Paket auf den Weg gebracht, um das Einwan-
derungsrecht zu modernisieren, und damit 
eine der Strategien gegen den Fachkräfteman-
gel. Kernvorhaben dieses Pakets sind:

1. �Das Chancen-Bleiberecht, das „gut inte-
grierten“ Geflüchteten mit Duldung ein 
Bleiberecht ermöglichen soll,

1	 Vgl.: Kai Burmeister, Uwe Kremer und Claudia Walther: Fortschritt mit Am-
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2. �Die Erleichterung der Einbürgerung, die 
künftig nach 5 Jahren, statt bisher nach 8 
Jahren, ermöglicht werden soll,

3. �Ein Punktesystem und weitere Erleichte-
rungen zur Fachkräfteeinwanderung aus 
Drittstaaten.

Endlich! Denn nicht nur im Sinne einer 
moderneren und inklusiveren Politik sind 
diese Schritte wichtig, sondern auch aus öko-
nomischer Sicht. Schließlich ist der Fach-
kräftemangel eines der dringendsten Her-
ausforderungen der wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Entwicklung in Deutsch-
land. So betont Andrea Nahles, neue Chefin 
der Bundesagentur für Arbeit, dass die Bun-
desrepublik im Saldo 400.000 zusätzliche Ar-
beits- und Fachkräfte pro Jahr brauche: „Es 
gibt wegen des demografischen Wandels kein 
Szenario, wo wir ohne größere Einwanderung 
auskommen“ (DW. 29.11.22).

Friedrich Merz und mit ihm Teile der CDU 
ätzen wider besseren Wissens gegen die Am-
pelpläne zur Modernisierung des Einwan-
derungsrechts. Entgegen der Interessen von 
Gesellschaft und Wirtschaft knüpfen sie un-
ter dem Vorwand, unsere Staatsbürgerschaft 
würde „verramscht“, an die unsägliche und 
unakzeptable Anti-Migrationskampagne von 
Roland Koch (CDU) an, der 1999 mit seiner 
Unterschriften-Sammlung gegen die doppelte 
Staatsbürgerschaft die Wahl zum hessischen 
Ministerpräsidenten gewonnen hat. „Wo kann 
man hier gegen Ausländer unterschreiben“, 
das war kein seltener Frame während dieser 
Kampagne.

Für die Öffnung des Einwanderungslandes 
Deutschland ist das neue Paket der Ampelre-
gierung eine notwendige, jedoch nicht hinrei-
chende Initiative. Die Erneuerung des recht-
lichen Rahmens ist die eine, die gelebte Praxis 
ist die andere Seite dieser Medaille. Bislang ist 
hier vieles leider noch unbefriedigend:

Zum einen sind da die Ausländerbehörden. 
Viele sind überlastet, unterbesetzt und leider 
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alles andere als serviceorientiert. Selbst bei der 
in Deutschland in der Regel gerne gesehenen 
Gruppe der Schutzsuchenden aus der Ukraine 
sind sechsstündige Wartezeiten keine Selten-
heit, die Ausstellung von „Fiktionsbescheini-
gungen“ hinkt hinterher und bremst den Zu-
gang zu Bildung und Arbeitsmarkt.

Zum anderen sind da Diskriminierungsme-
chanismen und Zugangsbarrieren. Deutlich 
wird dies insbesondere bei der angespannten 
Wohnungslage in Großstädten. Bewerber:in-
nen mit fremd klingenden Namen haben 
Studien zufolge auf dem Wohnungs- sowie 
Arbeitsmarkt immer noch vergleichsweise 
schlechtere Chancen.

Zum dritten ist da das gesellschaftliche Kli-
ma. Rassistische und antisemitische Vorfälle 
sowie eine abweisende „body language“ der 

Gesellschaft und der Behörden wirken ein-
fach auf potenzielle Zuwanderer:innen, auch 
auf gewünschte Fachkräfte, abschreckend statt 
attraktiv.

Kurzum: Wenn wir tatsächlich die Moder-
nisierung des Einwanderungslands Deutsch-
land wollen, dann ist eine gemeinsame und 
Sektor-übergreifende Kraftanstrengung nötig: 
von Politik, Wirtschaft, Medien, Gesellschaft. 
Gute Gesetzesinitiativen der Ampel reichen 
alleine dazu nicht aus.

Wenn wir diese Modernisierung nicht wol-
len oder nicht schaffen, dann wird es teuer und 
ungemütlich: Die nächste Handwerkerrech-
nung wird uns davon eine Ahnung vermitteln. 
Und richtig ungemütlich wird es spätestens 
dann, wenn sich die Reichsbürger:innen den 
Migrations-Verhinder:innen anschließen.	 ■


